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ImhessischenDarmstadt fahren Stra-
ßenbahnenmit Ökostrom, im schwe-
dischen Växjowerden von der Stadt-
verwaltungnurnochumweltfreundli-
che Reinigungsmittel eingekauft und
in den Kindergärten der italieni-
schen Stadt Ferrara kommen nur
noch Bioprodukte auf den Tisch.
Einkäufer in öffentlichen Verwal-

tungen haben Macht. Sie entschei-
den täglich, wofür in Rathäusern,
Schulen und Krankenhäusern viel
Geld ausgegeben wird. Die Summe
der öffentlich beschafften Güter in
den 25Mitgliedsländern der Europäi-
schen Union beläuft sich auf rund
1,5 Bill. Euro im Jahr. Allein in
Deutschland sind es 260 Mrd. Euro
unddamit rund 12 Prozent desBrutto-
inlandsprodukts. Vom Kugelschrei-
ber bis zur neuenTurnhalle entschei-
den die Einkäufer auch darüber, wie
ökologischundnachhaltig sich die öf-
fentliche Beschaffung präsentiert.
„Buying green“ heißt das Motto

desGeneraldirektorsUmwelt der Eu-
ropäischen Kommission, Peter Carl.
Die öffentlichen Beschaffungsämter
müssten ihre Verantwortung wahr-
nehmen. Im vergangenen Jahr hat
der Europäische Rat eine „Strategie
für nachhaltige Entwicklung“ verab-
schiedet – mit dem Ziel, wirtschaftli-
che, soziale undökologischeZiele ge-
meinsam voranzubringen.
In der Praxis hat sich die nachhal-

tige Beschaffung längst nicht durch-
gesetzt. Nur in sieben EU-Staaten
werden in mindestens 40 Prozent al-
ler Ausschreibungen Umweltkrite-
rien benannt. Deutschland und
Schweden sind mit etwa 60 Prozent
Spitzenreiter. Was allerdings noch
längst nicht heißt, dass auch tatsäch-
lich mit grüner Brille eingekauft
wird. Denn häufig sind diese Krite-
rien nur vage formuliert und werden
beim Zuschlag nicht berücksichtigt.
Es gibt weder in den EU-Richtli-

nien noch im deutschen Recht ver-
bindliche Vorgaben. „Es kann nach-
haltig beschafft werden“, sagt Hans-
Hermann Eggers vom Umweltbun-
desamt im Dessau. Es kann, aber es
muss nicht. Die Entscheidung liegt
bei den Einkäufern.
Vorbei sind jedoch die Zeiten, in

denen Einkäufer bei Ausschreibun-

gennur technischeund sicherheitsre-
levante Auflagen machen konnten
und ansonsten gezwungen waren,
dem billigsten Anbieter den Zu-
schlag zu erteilen. In der Vergabe-
rechtsreform vom November 2006
hat die Bundesregierung festgelegt,
dass bei der Leistungsbeschreibung,
der Bewertung der Bieter und bei
denZuschlagskriterien auchUmwelt-
belange berücksichtigt werden dür-
fen – zumBeispiel ökologische Folge-
kosten, Energieeffizienz oder Entsor-
gungsaufwand.
Das Problem ist die Praxis. „Die

Möglichkeiten, die dasVerfahrenbie-
tet, werden nicht ausgeschöpft“, sagt
Hans-Hermann Eggers. Viele Be-
schaffer bestellten nach konventio-
nellen Maßstäben, die knappen öf-
fentlichen Kassen tun ihr Übriges.
Für Joachim Helbig vom Umwelt-

amt der Stadt Bonn sind auch die vie-
len verschiedenen Umweltsiegel ein

Problem, schließlich könnten die
Kommunen nicht alle Ökokriterien
selbst überprüfen. Überfordert sind
Einkäufer auch dann, wenn etwa ein
energieeffizienter Kopierer gefährli-
che Schadstoffe enthält. Die Verunsi-
cherung vieler Einkäufer ist groß.

Längst gibt es Beispiele dafür, wie
sich Nachhaltigkeit und Wirtschaft-
lichkeit verbinden lassen. Die Stadt
Bonn kauft für ihre Kopierer nur
noch nachgefüllte Tonerkartuschen
mit demUmweltzeichen „Blauer En-
gel“ und spart so über 150 000 Euro
im Jahr. Barcelona ist die erste spani-
sche Stadt, die nur noch Holzpro-
dukte aus nachhaltiger Bewirtschaf-
tung einkauft. In den Toiletten der
Stadt Hamburg wurden über 4 000
Urinale ohne Wasserspülung instal-
liert, etwa 22 Mill. Liter Wasser und

über 100 000 Euro lassen sich so ein-
sparen. Wobei die Stadt Hamburg
ihre Marktmacht auch dazu nutzte,
die Entwicklung einer innovativen
technischen Lösung voranzutreiben.
Einkäufer sind als mächtige Ver-

braucher auch Vorbilder. Der briti-
scheUmweltstaatssekretärDavidMi-
liband bekannte sich kürzlich zu die-
ser Vorreiterrolle, wenn es darum
gehe, den Markt für innovative und
nachhaltige Produkte zu stärken. Im
März verabschiedete die Blair-Regie-
rung einen Nationalen Aktionsplan,
der die Verwaltungen verpflichtet,
nachhaltig zu beschaffen. InDeutsch-
land hingegen scheiterte die Verab-
schiedungeines vonder EUgeforder-
ten Nationalen Aktionsplan an den
unterschiedlichen Interessen der zu-
ständigen Bundesministerien.
Weiteres Problem: Nicht immer

ist die Frage einfach zu beantworten,
welcheBeschaffung tatsächlich nach-

haltig ist.Umweltschutzverbändekri-
tisieren, dass zum Beispiel externe
Umweltkosten, etwa bei der Herstel-
lung oder der Entsorgung, nicht aus-
reichend berücksichtigt werden. Zu-
dem hätten die globalen Auswirkun-
gen, zum Beispiel auf den Klimawan-
del, keinen direkten Einfluss auf die
Vergabeentscheidung.
Auchdarüber,wasnachhaltigeBe-

schaffung ist, gibt es manchmal ganz
unterschiedliche Auffassungen. So
haben vier Ministerien kürzlich be-
schlossen, dass die Bundesverwal-
tung nur noch solche Holzprodukte
einkaufen dürfe, die nachweislich
aus legaler und nachhaltiger Bewirt-
schaftung stammen. Umweltver-
bände laufen Sturm gegen diesen Er-
lass, weil einige ausländische Zertifi-
kate aus ihrer Sicht mitnichten für
eine nachhaltige Beschaffung stün-
den, sondern im Gegenteil zur welt-
weitenWaldzerstörung beitrügen.
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Manager der deutschenAutomobilin-
dustrie müssen sich in diesen Tagen
einiges anhören. Von allen Seiten ha-
gelt es Vorwürfe, die Branche unter-
nehme nicht genug, um den Ausstoß
des Klimagases Kohlendioxid (CO2)
zu verringern. Dabei hatte man sich
gemeinsam mit dem europäischen
Automobilverband (ACEA) in einer
Selbstverpflichtung einiges vorge-
nommen: Auf durchschnittlich noch
140 Gramm pro gefahrenen Kilome-
ter sollten die Emissionen bis 2008
gesenktwerden. Es scheint jedoch si-
cher, dass die deutschen Unterneh-
men dieses selbst formulierte Ziel
nicht erreichen werden, während
Fiat, Citroën, Renault und Ford die
Selbstverpflichtung erfüllt haben.
Die Umweltorganisation BUND

nennt in einer Studie fünfGründeda-
für: Erstens werde verstärkt Diesel-
technik eingesetzt, um schwere Lu-
xus- und Spaßautos anzutreiben,
zweitens nehme das Leergewicht der
Fahrzeuge seit 2001 stetig zu (bei
VW und Audi um 130 Kilo und bei
Porsche um 300Kilo), drittenswerde
auch die Motorleistung ständig er-
hört, viertens gehe derTrend zu groß
dimensionierten Dienstwagen – und
nicht zuletzt hätten vor allemdie Fir-
menVWundAudi seit 2001 einen be-
sonders negativen Emissionstrend
zu vermelden.Dies alles sei umso be-
deutsamer als die deutschen Neuwa-
gen in Europa immerhin rund ein
Viertel der Emissionen ausmachen.
Besonders hart geht deshalb die

Deutsche Umwelthilfe (DUH) mit
den deutschen Autobauern ins Ge-
richt. „Ignorant“ nennt deren Chef
Jürgen Resch das Verhalten des Fir-
men. Beim Genfer Autosalon im
März habe Daimler-Chrysler stolz
seinen SLR mit 626 PS präsentiert,
der in der Spitze 334 Stundenkilome-
ter fährt, dabei im Schnitt 14,5 Liter
Sprit verbraucht und 348 Gramm
CO2 pro Kilometer in die Luft bläst.
„Das ist eine Kriegserklärung an den
Klimaschutz“, findet Resch. Ge-
nauso wie der Porsche Cayenne.
Auch VW und BMW bauten Autos

mit einer Motorleistung, die so groß
ist, dass sie bei der Formel 1 nicht zu-
gelassenwürden. „Doch auf den Stra-
ßen sollen sie fahren“, empört sich
der Umweltschützer und fragt sich,
wofür dieAutoindustrie ihre Kunden
gewinnen wolle, wenn der VW-Chef
Martin Winterkorn den neuen Audi
R8 mit einer Spitzenleistung von 301
Stundenkilometern als „Auto zum
Brötchenholen“ bezeichne. Aus dem
Bau kleiner, sparsamerModelle habe
man sich dagegen zurückgezogen.

Was die Selbstverpflichtung des
ACEA von 1998 angeht, sieht sich
VW dagegen auf einem guten Weg:
„Insgesamt 32Modelle des Konzerns
erzeugen bereits heute 140 Gramm
oder weniger CO2. Deutschlands
meistgekauftes Auto, der Golf 1,9l
TDI, erreicht einen CO2-Wert von
132 Gramm“, teilt das Unternehmen
mit.Mit den aktuellen „Blue-Motion-
Modellen“ setze Volkswagen in wei-
teren Fahrzeugklassen Maßstäbe:
„Der Passat Blue-Motion hat einen
CO2-Wert von 136 Gramm, der Polo
Blue-Motion von nur 102 Gramm.“
Die Gewichtszunahme von Fahrzeu-
gen, so VW, sei auch auf gesetzliche
Regelungen wie Fußgängerschutz

und aufwendigere Abgasnachbe-
handlungssysteme zurückzuführen.
Außerdem verlangten die Kunden
vermehrt größere und besser ausge-
stattete Fahrzeuge –mit Klimaanlage
und elektrischen Sitzverstellungen.
Auch der Verband der Automobil-

industrie (VDA) schiebt den Schwar-
zen Peter beiseite: Nach seinen Zah-
len liegen die deutschen Autofirmen
im internationalen Vergleich bei den
CO2-Emissionen gar nicht so
schlecht. Von 1998 bis 2005 habeman
schon 12 Prozent einsparen können
und jedes zweite verkaufte Auto ver-
brauche weniger als 6,5 Liter.
Alles nicht genug, meinen die Kli-

maschützer und forderneinTempoli-
mit sowie eine CO2-basierte KFZ-
Steuer, die Sparanreize setze. Außer-
dem sollten die Steuervergünstigun-
gen fürDienstwagen abgeschafftwer-
den, denn85 Prozent aller großenAu-
tos seien Firmenwagen. Die Autoin-
dustrie solle sich auch um Hybrid-
technik bemühen, und den Japanern
das Feld nicht alleine überlassen.
Die EU will nun wohl den Druck

erhöhen undplant einenCO2-Grenz-
wert von 130 Gramm. Die Bundesre-
gierung will eine CO2-Steuer für
Neuwagen einführen und zahlt für
Dienstfahrten eine Klimaabgabe –
rund drei bis vierMill. Euro im Jahr.

SUSANNEBERGIUS | BERLIN

Unternehmenkönnen aus einemgan-
zen Repertoire erprobter nachhalti-
ger Managementsysteme das für sie
Passende auswählen. So gibt es eine
aufNachhaltigkeit erweiterte „Sustai-
nability Balanced Scorecard“
(SBSC). Sie verankert explizit ökolo-
gische und personalpolitische sowie
soziale Aspekte in Strategie und Un-
ternehmensführung und ist anders
als die „Balanced Scorecard“ mehr
als ein Kontrollinstrument: „Finanz-,
Kunden-, Prozess- undEntwicklungs-
perspektiven werden in einer Matrix
der ökonomischen, sozialen undöko-
logischen Nachhaltigkeit gegenüber-
gestellt, so dass sich zwölf Hand-
lungsfelder ergeben“, erläutert Pro-
fessor Stefan Schaltegger von der
Universität Lüneburg. Für jede Di-
mension sind einer oder mehrere In-
dikatoren zu identifizieren.
Speziell kleine und mittelständi-

sche Unternehmen können die „Sus-
tainable Balanced Scorecard“ (SBC)
nutzen. Daneben bestünden Kon-
zepte, die entweder ökologisch oder
sozial orientiert seien, sagt Professor
Henry Schäfer von der Universität
Stuttgart. All diese Instrumente gin-
genweiter als reineUmwelt- oder So-
zialmanagementsysteme.
Strategieorientiert ist auch das

„Product Lifecycle Management“
(PLM), eine integrierte Produktpoli-
tik, die schonbeimDesigndengesam-
tenLebenszyklus berücksichtigt: Ent-
wicklung, Herstellung, Vertrieb, An-
wendung,Wiederverwertung,Recyc-
ling. In Lebenszyklusanalysen flie-
ßen alle Daten über sämtliche Stoff-
ströme sowie Interessen von An-
spruchsgruppen ein.
Verbreitet sind das europäische

Umweltmanagementsystem Emas
und die internationale ISO14001. Al-
lerdings bleibt der damit einst ange-
strebte Paradigmenwechsel – weg
von bloßer Gesetzestreue hin zur ei-
genständigen Suche und Realisie-
rung von Chancen – meist aus. Die
Praxis verharrt bei Produktionsopti-
mierung und Abfallvermeidung, er-
reicht aber nicht Kerngeschäft und
Produktdesign, kritisieren Wissen-
schaftler. Darum lägen strategische
Erfolgspotenziale brach. Ähnliches
gelte für das Sozialmanagementsys-
tem SA8000.
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Ein sparsamer Energieeinsatz kann
im Einzelhandel die Kosten deutlich
senken. Das zeigt das Projekt „Nach-
haltigkeit im Handel“ der Kölner
BBE-Unternehmensberatung. Mit
dem Zentralverband Gewerblicher
Verbundgruppen (ZGV) bieten die
BeraterHilfen an – auch über eine In-
ternetplattform. „Vor allem kleine
und mittlere Unternehmen wollen
wir anregen, durch umweltbewuss-
tes Handeln Kosten einzusparen“,
sagt BBE-Experte JörgMeding.
Über 300 Einzelhandelsunterneh-

menwurdenvonBBEbefragt – einEr-
gebnis: Die Senkung der Energiekos-
ten gilt als vorrangiges Ziel. Sie ma-
chen rund sechs Prozent an den Ge-
samtkosten aus,womitder Einzelhan-
del imoberenDrittel derWirtschafts-
branchen liegt.Mit einerdifferenzier-
ten Beheizung und Kühlung der Ge-
schäftsräume, dem Einsatz von
stromsparender Beleuchtung, be-
darfsgesteuerter Klimatechnik und
regelmäßiger Überwachung des
Energieverbrauchs lasse sich bereits
ein großer Teil der Kosten in den
Griff bekommen.AmAnfang hilft ein
Selbst-Check per Internet. Unter
www.nuh-fair.de lässt sich eine virtu-
elle Messe für nachhaltiges Handeln
besuchen. Die Themen reichen dort
von Energie-Management, Sorti-
ment und Beschaffung über Abfall
und Recycling bis hin zum Punkt
„Ethik und Gesellschaft“.
Verstärkt werteorientiert wirt-

schaften will etwa der Konzern Kar-
stadt-Quelle – und hat Standards für
einen umweltverträglichen und sozi-
alverantwortlichen Handel definiert,
die auch indenKodexderAußenhan-
delsvereinigung des Deutschen Ein-
zelhandels (AVE)aufgenommenwur-
den. Laut Selbstverpflichtung müs-
sen etwa Holzmöbel aus nachhalti-
ger Waldwirtschaft stammen. Textil-
lieferanten wurden verpflichtet,
keine gesundheitsbedenklichen
Bleich- oder Färbemittel einzuset-
zen. „Auch wenn es nicht immer mit
einer erhöhten Zuzahlungsbereit-
schaft einhergeht, hält der Kunde
ökologische und soziale Verantwor-
tung von Firmen für eine Selbstver-
ständlichkeit“, sagt Alexandra Hilde-
brandt, Leiterin Gesellschaftspolitik
bei Karstadt-Quelle.

Spritschlucker bringen deutsche
Autobauer in Erklärungsnot
Die Selbstverpflichtung der Industrie zum Klimaschutz war ein Fehlschlag

Strategische
Werkzeuge für
die Manager

Die stille Macht der Beschaffer
Bei der öffentlichen Verwaltung steigt die Nachfrage nach umweltschonenden Produkten

Der Handel
gibt sich
umweltbewusst

Dreckschleuder Porsche Cayenne? Umweltschützer bemängeln an deutschen
Luxuskarossen den enormen Spritverbrauch und den hohen CO2-Ausstoß.

Wer in Darmstadt das Auto stehen lässt undmit der Straßenbahn fährt, verhält sich gleich doppelt umweltfreundlich. DasNahverkehrsmittel fährtmit Ökostrom.
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Der Kundenwunsch nach
Klimaanlagen belastet die Umwelt

Meist werden die Möglichkeiten zum
Öko-Einkauf nicht ausgeschöpft


